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Die Fragen, des· Katalogs wurden teilweise gebiindelt um etwaige Dopplungen in den Antworten 
zu vermeiden und sinnvolle Zusammenhänge deutlicher zu machen. 

I.) 

1. Rslchen dIe rechtlIChen Mtiglichkslten zur Bildung von Teilstandorten bei Sekun. 
darschulen und Gesamtschulen aus oder sind weitergehende Regelungen erforder-
lich? . 

. 2. Welche weiteren Gestaltungsmöglichkeiten soflen die Sch/Jlträger erhalten, unmr 
Wahrung der pädagogischen Erfordernisse der Arbeit von Schulen? 

7. Sind die heutigen E"ichtungsbedlngungen und Mindestgr68enregelungen für die 
SelcundilrstUfel ausreichend? 

B. Inwieweit erachten Sie es den Kindern und Jugendlichen gegenüber als fair, dass 
10r unterschiedliche Schulformen gleichberechtigte Organlsationsbadingungen be­
stehen und somit keine Schulform bevorzugt wird? 

9. Bei integrierten Schulformen wurde in der Vergangenhen immer wieder a/Jfgrund 
der Heterogenität der Schülerschaft eine höhere Zl1glgkeit als unabdingbare Vor­
aussetzung fonnuliert. Besteht dle!re Norwendlgkeit aus Ihrer SIcht pädagogisch 
wefter? 

10. Welche Rolle kommt, unter Beachtung eIner mit den benachbarten Schulträgem 
abgestimmte. Schulentwicklungspfanung, aus Ihrer Sicht weitgehenden Gestal­
tungsspielräumen für die Schultrfiger bzw. Kommullen bei ErrIchtung und Organ;. 
sationsbedingungen zu, um - den örtlichen Anforderungen entsprechend - die Je­
weils beoorigten Angebote zur l!.erf{Jgung zu stellen. 

Der VBE ist der Meinung, dass die bisherigen Regelungen und reChtlichen Möglichkeiten zur Bildung von 
Teilstandorten bei Sekundarschulen insbtern ausreichend sind, dass eine Dependance mit einer erreich­
ten Zweiwgigkeit gefuhrt werden kann. 

Allerdings ist die Frage aufzuwerfen, ob bei der Gründung einer Sekundarschule zwingend eine Dreizü, 
gigkM vorhanden sein muss. Hier Scheint die Hürde der Errichtung für viele Kommunen zu hoch sein. 
b~W. die Nähe zur Errichtung einer Schule der Schulform GesamtschUle zu verlockend. 
Die Sekundarschule als eine Schultorm des längeren gemeinsamen Lemens ist eine eigenständige 
Schulform, die auf der einen Seite allen SchOlerinnen und Schülern offen steht. aber auf der anderen 
Seite keine eigene gymnasiale Oberstufe beinhaltet. Sie hat also nicht die Hülde, eine ausreichende 
$chOierzahl für eine Oberstufe generieren ::u müssen. 
Die Heterogenität. der die Schulform Sekundarschule gerecht werden soll, kann durchaus auch in einer 
Zweizügigkeit abgebildet werden, wenn auch nur in der integrierten oder teilinlegnerten Fonn. 
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Die Fragen, des· Katalogs wurden teilweise geMndelt um etwaige Dopplungen In den Antworten 
zu vermeiden und sinnvolle Zusammenhänge deutlicher zu milchen. 

I.) 

. 

1. Reichen die rechtlIChen Mtiglichkelten zur Bildung von Teilstandorten bei Sekun. 
darschulen und Gesamtschulen aus oder sind weitergehende Regelungen erforder-
lich? . 

. 2. Welche weIteren Gestaltungsmöglichkeiten saflen die Sch/Jlträger erhalten, unmr 
Wahrung der pädagogIschen Erfordernisse der Arbeit von Schulen? 

7. SInd die heutigen E"ichtungsbedlngungen und Mindestgr68enregelungen für die 
SelcundilrstUfel ausreichend? 

B. Inwieweit erachten Sie es den Kindern und Jugendlichen gegenüber als fair, dass 
10r unterschiedliche Schulformen gleichberechtigte OrganlsationSbo'!(lingungen be­
stehen und somit keine Schulform bevorzugt wird? 

9 . Bei integrierten Sthulformen wurde in der Vergangenheit immer wieder a/Jfgrund 
der Heterogenität der SchÜlerschaft eine höhere Zl1glgkeit als unabdingbare Vor­
aussetzung fonnu/iert. Besteht diese NotwendIgkeit aus Ihrer SIcht pädagogisch 
weiter? 

10. Welche Rolle kommt, unter /3(Iachtung eIner mit den benachbarten Schulträgem 
abgestimmte_. Schulentwicklungspfanung, aus Ihrer Sicht weitgehenden Gestal­
tungsspielräumen für die Schultrfiger bzw. Kommunen bei ErrIchtung und Organi. 
sationsbedingungen zu, um - den örtlichen Anforderungen entsprechend - die Je-
weils beootigten Angebote zur V.erf{Jgung zu stellen. . 

Der VBE isl der Meinung, dass die bisherigen Regelungen und reChtlichen Möglichkeiten zur Bildung von 
Teilstandorten bei Sekundarschulen insbtern ausreichend sind, dass eine Dependance mit einer erreich­
ten Zweitiigigkeit gefuhrt werden kann. 

Allerdings ist die Frage aufzuwerfen, ob bei der Gründung einer Sekundarschule zwingend eine Dreizü­
gigkM vorhanden sein muss. Hier Scheint die Hürde der Errichtung für viele Kommunen zu hoch sein. 
b~W. die Nähe zur Errichtung einer Schule der Schulform GesamtschUle zu verlockend. 
Die Sekundarschule als eine Schultorm des längeren gemeinsamen Lemens ist eine eigenständige 
Schulform, die auf der einen Seite allen SchOlerinnen und Schülern offen steht. aber auf der anderen 
Seite keine eigene gymnasiale Oberstufe beinhallet. Sie hai also nicht die Hülde, eine ausreichende 
$chOJerzahl tür eine Oberstufe generieren ::u müssen. 
Die Heterogenität. der die Schultorm Sekundarschule gerecht werden soll, kann durchaus auch in einer 
Zweizügigkeit abgebildet werden, wenn auch nur in der integrierten oder teilintegnerten Fonn. 
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Damit wurden die Sekundarschulen bei der Errichtung in der Zügigkeit den Schulformen Realschule und 
Hauptschule gleichgestellt 

HistorisCh begründete differenzierte Organisationsbedingungen haben sich nach den Erfahrungen vor Ort 
erübrigt. Die Ungleichbehandlung bei: 

• I.Interst;hiedliohen Sohüler-Lehrer-Relationen der ",inzeinen SChulform",n 
• unt",rschiedlichen Klassenmind",stgr"ßen 
• MögliChk"'iten, SchDlerlinnen aus der gewählten Schulform zu "entfern",n" (APO Sek I Res/schu­

l",) bentJahteiligt nicht nur SchOler/inMn, sondern st",ht auch im Widerspruch zu §1 SchG (Indivi· 
du",lIe F"rderung), der tJuch eine Gleichbehandlung von SchOler/mnen impli:~i9ft 

• unterst;hiedlichen M;ndestfrequenzgroSen bei NeugrOndung9n 

sind nicht zeitgemäß und pädagogisch uberhaupt nicht gerechtfertigt. 

Durch die Bildung von Oberstufen bei den Schulformen Gesamtschule und Gymnasium sind allerdings 
die quantitativ differierenden ErrichtungSbedingungen verständlich und nachvollziehbar. 

Die Schu~räger haben ausreichend großen Gestaltungsspielraum, der allerdings vor Ort häufig an man­
gelnder KooperatiOnsbere~schalt benachbarter Schulträger scheitert. 

11.) 

4. Welche pädagogischen Probleme ergeben sich bei TeiistandoTtf6Sl.lngen? 

5, Mit welchen organisatorischen Herausforderungen mOssen weiterfIJhrende Schulen 
mit Tel/standorten rechnen? 

6_ Welche Probleme stel/en sieh schulfachlich bei der Bildung von Dependancen? 

13. Welche Herausforderungen gehell mit der Bildung von Tel/standorten tOr Hauptschu­
len, RealSchulen und Gymnasien einher? 

Folgende Probleme Können sich bei Tei/standorten ergeben: 
• Lehrkräfte mussen eventuell pendeln, um den Fächerbedarf zu decken. Dies erfordert eine be­

sonders vorausschauende Einsatzplanung, j<l nach Entfernung der verschiedenen Standorte. 
• Fachräume müssen mehrfach vorgehalten werden. 
• Teilstandortlösungen (vertikale) sind vor allen Dingen auch für die Schulleitungen ein hohe Belas­

tung. Hier müssten zusätzlich/;! Stellen in der Schulleitung geschaffen werden (z. B. Rektor /in als 
LeiterIin eines Teilstandorts). 

Insgesamt ist festzuhaften, dass die eigenständige ErriChtung eines kleineren eigenständigen Systems 
der ErriChtung eines Teilstandortes vorzu;;:iehen wäre. Vertikale Teilstandorte (v.a. in den Schulformen 
Haupt-, Realschule und Gymnasium) mOssenvergleichbare Angebote 1m Wahlpflichtbereich vorhalten. 
um hierbei die Einheä der gesamten SChule nach Außen zu demonstrieren. Bei unterschiedlichen Ange­
boten innerhalb des gleichen Systems kann dies zu BenaChteiligungen einzelner Schülerinnen und Schü­
lerführen. 

Zu den Fragen 3, 11, 12 gibt der VBE keine Stellungnahmeeb_ 

Dortmund, l1A,AA. 113 
Udo Beckmann 
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